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Entwurf der AFRAC-Stellungnahme 40: 

Bilanzierung hybrider Finanzinstrumente beim Emittenten 

Das Bundesministerium für Justiz beehrt sich, zum Entwurf einer AFRAC-Stellungnahme 40 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu Rz 20: Der zweite Satz, wonach im Einzelfall zu prüfen sei, ob ein Ausschluss des 

ordentlichen Kündigungsrechts wirksam sei, ist im Zusammenhang mit den BC zu Rz 20 

verwirrend, da dort von der Rechtsprechung zum Ausschluss eines außerordentlichen 

Kündigungsrechts die Rede ist. Der Verweis in den BC greift wohl auch zu kurz, weil der 

OGH in der E 6 Ob 68/15s ausgesprochen hat, dass – zumindest im Anwendungsbereich 

des BWG bzw des VAG – der Ausschluss des außerordentlichen Kündigungsrechts wegen 

der einen entsprechenden Ausschluss ausdrücklich fordernden gesetzlichen Regelung 

zulässig sein muss. Es wird daher vorgeschlagen, zumindest auf den gesamten Rechtssatz 

(RIS-Justiz RS0117291) Bezug zu nehmen. 

Eine (außerordentliche wie ordentliche) Kündigung dürfte aber nichts an der zwingenden 

Nachrangigkeit der Forderung (siehe Rz 9 ff.) ändern; d.h. eine vorzeitige Rückzahlung 

durch den Emittenten kann auch im Fall einer außerordentlichen Kündigung nur aus 

ausschüttungsfähigen Mitteln erfolgen (siehe dazu auch die allgemeine Regel in Rz 19). 

Wenn solche Mittel im Zeitpunkt der Kündigung nicht vorhanden sind, hat der Gläubiger 

weiterhin nur eine – dann zwar an sich fällige, aber immer noch nachrangige – Forderung 

gegen den Emittenten. 
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Zu Rz 22-24: Um eine strukturierte Einbringung von Jahresabschlüssen zu ermöglichen, hat 

das Bundesministerium für Justiz eine genaue Bezeichnung der Positionen in der Bilanz 

und Gewinn- und Verlustrechnung zur Verfügung zu stellen („Taxonomie“). Es wird daher 

um möglichst detaillierte Vorgaben gebeten, wie die Posten mit der Vergütung oder den 

Verlustanteilen eines hybriden Finanzinstruments in der GuV einheitlich bezeichnet 

werden sollen und an welcher Stelle sie vor dem Gewinn-/Verlustvortrag einzureihen ist 

(vermutlich nach der Darstellung der Veränderungen der Kapital- und Gewinnrücklagen, 

sofern diese nicht gemäß § 231 Abs. 5 UGB im Anhang ausgewiesen werden). 

Der dritte Satz der Rz 24 ist nicht verständlich. Es ist nicht klar, ob es sich um eine 

Alternative zur in Rz 22 genannten Darstellung in der Bilanz handelt, und was genau 

womit saldiert werden soll. 

Zu Rz 27 bis 29: Es bleibt unklar, in welchen Fällen ein hybrides Finanzinstrument, das 

nicht als materielles Eigenkapital zu qualifizieren ist, innerhalb der Verbindlichkeiten 

auszuweisen ist, und wann ein Ausweis als gesondeter Hauptposten nach dem 

Eigentkapital „in Betracht“ kommt. Das Bundesministerium für Justiz steht echten 

Wahlrechten skeptisch gegenüber. Wenn es der true and fair view erfordert, würde ein 

zusätzlicher Posten nicht bloß „in Betracht kommen“, sondern nach § 223 Abs. 4 UGB 

sogar geboten sein. 

Bisher wurde in der Taxonomie zum UGB ein Posten mit der Bezeichnung 

„Substanzgenussrechte“ zwischen „A. Eigenkapital“ und „B. Rückstellungen“ ermöglicht. 

Es wird um möglichst klare Aussagen dazu gebeten, ob dieser Posten prinzipiell 

beibehalten werden kann und wie er zu benennen ist (Vorschlag zB: „nachrangige 

Verbindlichkeiten“). 

Sollte an beiden Möglichkeiten des Ausweises festgehalten werden, so stellt sich die 

Frage, ob die Rz 28 und 29 auch für nachrangige Verbindlichkeiten gilt, die nicht „als 

Verbindlichkeit“ ausgewiesen werden, sondern als gesondeter Hauptposten nach dem 

Eigenkapital.  
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